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»Unter der Armutsschwelle« 

Gift im Urin

CDU kann sich Minimindestrente für »Lebensleistung« vorstellen – ab 
40 Beitragsjahren. Die Linke kritisiert das Vorhaben. Von Susan Bonath

Studie weist Glyphosat bei fast allen Teilnehmern nach

Als »schlechten Witz« bezeich-
nete der Bundestagsabgeord-
nete Matthias Birkwald (Die 

Linke) das Zugeständnis von CDU/
CSU-Fraktionschef Volker Kauder an 
die SPD im lange währenden Streit um 
Mindestrenten für Geringverdiener. 
So sagte Kauder am Donnerstag dem 
Berliner Tagesspiegel, CDU und CSU 
würden nun doch über eine sogenann-
te Lebensleistungsrente diskutieren. 
Lebensleistung bedeutet für ihn: Nur 
wer 40 Beitragsjahre nachweisen kann 
und dabei weniger als 30 Entgeltpunkte 
sammeln konnte, dessen Altersbezüge 
werden aufgestockt. Rentner im Westen 
erhielten danach 877 Euro brutto (Ren-
tenwert 29,21 Euro) und 781,66 Euro 
netto. Im Osten, wo der Rentenwert mit 
27,05 Euro weiterhin niedriger ist, kä-
men Betroffene mit 812 Euro brutto und 
724,30 Euro netto noch schlechter weg.

Verbände und die Partei Die Linke 
beklagen seit Jahren Rentenkürzungen 
und wachsende Altersarmut. 2012 be-
schleunigte die damalige CDU/CSU-
FDP-Koalition diese Entwicklung mit 
der schrittweisen Erhöhung des Ren-
teneintrittsalters auf 67 Jahre. Deshalb 
hatte die große Koalition auf Drängen 
der SPD 2013 eine »solidarische Le-
bensleistungsrente« im Koalitionsver-
trag vereinbart. Die 2014 eingeführte 
»Rente mit 63« hat sich indes als Mo-
gelpackung entpuppt: Erstens schaffen 
es nur die wenigsten bis zum 63. Ge-
burtstag, 45 Jahre durchgehend einzu-
zahlen. Zweitens wird auch hier das 
Einstiegsalter schrittweise angehoben. 
Zu Jahresbeginn lag es bei 63 Jahren 
und zwei Monaten.

So brachte SPD-Chef Sigmar 
Gabriel ein »Sozialpaket« einschließ-
lich Mindestrente »für bedürftige Deut-
sche« ins Spiel, um »die Spaltung der 

Gesellschaft zu verhindern«. Bundes-
arbeitsministerin Andrea Nahles (SPD) 
hatte am Montag verkündet, in diesem 
Jahr einen Vorschlag für einen entspre-
chenden Gesetzentwurf zu erarbeiten. 
»Wir werden etwas für die Rentner tun 
müssen, die sehr geringe Renten be-
ziehen und nur schwer ihren Lebens-
unterhalt bestreiten können«, erklärte 
nun Volker Kauder. Allerdings sei die 
Finanzierung noch unklar. Die dürfe 
nicht die von Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) gepredigte 
»schwarze Null« im Haushalt gefähr-
den, so der Unionsfraktionschef.

Die frühere Bundesarbeits- und heu-
tige Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen (CDU) hatte bereits 2013 
ein Konzept für eine Mindestrente er-
stellen lassen, das dafür Kosten von 
4,6 Milliarden Euro veranschlagte. 
Sollte es bei den verkündeten Mini-
renten bleiben, dürfte es aber großteils 
auf eine Umschichtung der Finanzen 
hinauslaufen. Denn schon heute haben 
bedürftige Rentner Anspruch auf zu-
sätzliche Grundsicherung im Alter, die 
dann wegfallen würde. Die in Aussicht 
gestellten Minirenten liegen etwa auf 
demselben Niveau. In manchen Regio-
nen, je nach Höhe der Miete, sogar 
darunter. Birkwald spricht von einer 
»Almosenrente weit unter der Armuts-
schwelle« von derzeit 987 Euro. Schon 

heute sei ein Stundenlohn von 11,50 
Euro nötig, um nach 45 Arbeitsjah-
ren nicht zum Sozialamt zu müssen. 
Darum sei umgehend der Mindestlohn 
anzuheben, fordert er. Und das Renten-
niveau müsse wieder auf 53 Prozent 
steigen. »Niemand darf im Alter von 
weniger als 1.050 Euro leben müssen«, 
verlangte der Politiker.

Wir alle sind bereits vergiftet. 
So könnte man die Laborer-
gebnisse von 2.009 Proban-

den zusammenfassen, die sich bereit 
erklärt hatten, eine Urinprobe auf das 
Pestizid Glyphosat untersuchen zu-
lassen. 99,6 Prozent der Teilnehmer 
an der »Urinale 2015«, wie die Initia-
toren ihre Kampagne nannten, waren 
betroffen, bei 75 Prozent wurden sogar 
deutlich überhöhte Werte festgestellt. 
Bei ihnen war die Dosis im Urin mit 
mindestens 0,5 Mikrogramm pro Liter 
fünfmal so hoch wie der Grenzwert für 
Trinkwasser, der bei 0,1 Mikrogramm 
pro Liter liegt. Die Ergebnisse wurden 
am Freitag in Berlin vorgestellt.

Das Pflanzengift Glyphosat steht im 
Verdacht, krebserregend zu sein. Men-
schen kommen mit dem Herbizid über 
Lebensmittel, Trinkwasser oder etwa 
als Landwirte in Kontakt. Weil keine 
staatliche Stelle ihrer Aufgabe nach-
kommt, flächendeckend zu prüfen, 
welche Ausmaße die Belstung mit dem 
Giftstoff bisher erreicht, hatten mehr als 
2.000 Menschen Urinproben gesam-
melt und deren Untersuchung im Labor 
»Biocheck Holzhausen« selbst bezahlt. 
Monika Krüger, emeritierte Veterinär-
medizinerin am Institut für Bakteriolo-
gie und Mykologie in Leipzig, die die 
Urinproben untersucht hatte, erklärte, 

dass durch Glyphosat eine »Gefahr« für 
die Gesundheit darstelle.

Nach den Untersuchungsergebnissen 
haben Männer deutlich mehr Rückstän-
de im Urin als Frauen. Kinder und Ju-
gendliche zwischen zehn und 19 Jah-
ren waren am stärksten belastet. Die 
Teilnehmer der Studie über 70 wiesen 
die geringsten Werte auf. Sogenannte 
Mischesser hatten mehr Glyphosat im 
Körper als Vegetarier, Bioesser weniger 
als Käufer »herkömmlicher« Nahrungs-
mittel. Auch wenn die Ergebnisse noch 
nicht repräsentativ seien, so stellten sie 
»die zahlenmäßig größte Untersuchung 
dieser Art weltweit« dar, sagte Krüger. 
Zur Einschätzung der »gesundheitlichen 
Bedeutung dieser Ergebnisse müssten 
weitergehende wissenschaftliche Unter-
suchungen durchgeführt werden«. Zu-
sammenhänge zwischen der Belastung 
mit Glyphosat durch Lebensmittel, 
Trinkwasser, beruflichen Kontakt und 
dem Gesundheitsstatus sowie bestimm-
ten Erkrankungen in der Bevölkerung 
müssten beleuchtet werden, so Krüger.

Das Bundesinstitut für Risikobewer-
tung (BfR) sieht das anders. Die Behör-
de wusste am Freitag, dass Glyphosat 
im Urin in geringer Konzentration zu 
erwarten sei. »Sie zeigen, dass Glypho-
sat, vorwiegend mit dem Urin, rasch 
wieder ausgeschieden wird«, sagte ein 

Sprecher gegenüber dpa. Also kein Pro-
blem? Was oben rein kommt, kommt 
unten wieder raus? Dem sei nicht so, 
widersprach Krüger. Einmal aufgenom-
men, zirkuliere der Stoff zunächst durch 
den ganzen Körper. Eine Langzeitstudie 
an Ratten habe gezeigt, dass bereits eine 
geringe Dosis von Glyphosat, weit unter 
den offiziellen Sicherheitsgrenzwerten, 
zu schweren Veränderungen in Leber 
und Niere führen können.

Bereits am Montag könnte auf euro-
päischer Ebene über eine erneute Gly-
phosat-Zulassung entschieden werden. 
Die EU-Kommission plädierte zuletzt 
für eine Verlängerung bis 2031. Der 
Wirkstoff ist seit rund 40 Jahren auf dem 
Markt und steckt in zahlreichen Pflan-
zenschutzmitteln. Rund 5.000  Tonnen 
Glyphosat landen jährlich auf deutschen 
Äckern, das sind 15 Prozent der gesam-
ten Pestizidmenge. Dass die weitere Zu-
lassung so schnell erfolgen soll, erklär-
te die anwesende Autorin Ute Scheub, 
Verfasserin des Buches »Ackergifte? 
Nein danke!« damit, dass die Vertrags-
verhandlungen des »Freihandelsabkom-
mens« zwischen der EU und der USA, 
TTIP, 2016 abgeschlossen werden sol-
len. Monsanto, der größte Hersteller von 
Glyphosat habe ein enormes Interesse 
daran, dass seine Produkte in Europa 
zugelassen bleiben.� Simon Zeise

Nicht das Anliegen der großen Koalition: »Rente muss zum Leben reichen«, forderten Demonstranten am 1. Mai 2013
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ARD-Anstalt will 450 
Planstellen streichen
München. Einem bisher unver-
öffentlichten Prüfbericht des 
Bayerischen Obersten Rech-
nungshofes zufolge hat der 
Bayerische Rundfunk (BR) in 
diesem Jahrzehnt bereits ein 
Defizit von etwa 100 Millionen 
Euro angehäuft. Das hat der 
Münchner Merkur (Freitagaus-
gabe) berichtet. Zu dem Bericht 
äußerte sich BR-Verwaltungsdi-
rektor Albrecht Frenzel. Bereits 
zwischen 2014 und 2016 spare 
der Sender 100 Millionen Euro 
ein. Bis 2025 solle es weitere 
Einschnitte im Fernsehproduk
tionsbetrieb geben. 450 Plan-
stellen würden demnach abge-
baut. � (dpa/jW)

Topmanager von  
K + S angeklagt
Meiningen. Zwei Topmanager des 
im Dax gelisteten Kalikonzerns 
K + S sind wegen Gewässerver-
unreinigung und unerlaubten 
Umgangs mit Abfällen angeklagt 
worden. Das bestätigte am Frei-
tag die Staatsanwaltschaft im thü-
ringischen Meiningen. Insgesamt 
sind 14 K+S-Mitarbeiter ange-
klagt, darunter der Vorstandsvor-
sitzende Norbert Steiner und der 
Aufsichtsratsvorsitzende Ralf 
Bethke. Hintergrund ist, dass 
das Unternehmen mutmaßlich 
9,5 Millionen Kubikmeter Salz-
abwasser von 1999 bis 2007 in 
den Erdboden gepumpt hat. Die 
Aktiengesellschaft hält die Vor-
würfe für unbegründet. � (dpa/jW)
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